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Gender-Hinweis: 

Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird bei Personenbezeichnungen 

und personenbezogenen Hauptwörtern auf dieser Website die männli-

che Form verwendet. Entsprechende Begriffe gelten im Sinne der 

Gleichbehandlung grundsätzlich für alle Geschlechter. Die verkürzte 

Sprachform hat nur redaktionelle Gründe und beinhaltet keine Wertung. 

 

Teil A 

Allgemeine Vermietbedingungen 

§ 1 Geltungsbereich, Form 

(1) Die vorliegenden Allgemeinen Vermietbedingungen (AVB) gelten für 
alle unsere Geschäftsbeziehungen mit unseren Mietern („Mieter“). Die 
AVB gelten nur, wenn der Mieter Unternehmer (§ 14 BGB), eine juristi-
sche Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches 
Sondervermögen ist. 

(2) Die AVB gelten insbesondere für Verträge über die Vermietung von 
Maschinen, Zubehör und anderen Gegenständen und für damit zusam-
menhängende Service-und Beratungsdienstleistungen. Sofern nichts 
anderes vereinbart, gelten die AVB in der zum Zeitpunkt der Anfrage 
des Mieters gültigen bzw. jedenfalls in der ihm zuletzt in Textform 
mitgeteilten Fassung als Rahmenvereinbarung auch für gleichartige 
künftige Verträge, ohne dass wir in jedem Einzelfall wieder auf sie 
hinweisen müssten. 

(3) Unsere AVB gelten ausschließlich. Abweichende, entgegenstehende 
oder ergänzende Allgemeine Geschäftsbedingungen des Mieters 
werden nur dann und insoweit Vertragsbestandteil, als wir ihrer Geltung 
ausdrücklich zugestimmt haben. Dieses Zustimmungserfordernis gilt in 
jedem Fall, beispielsweise auch dann, wenn wir in Kenntnis der AGB 
des Mieters die Gebrauchsüberlassung an ihn vorbehaltlos ausführen. 

(4) Im Einzelfall getroffene, individuelle Vereinbarungen mit dem Mieter 
(einschließlich Nebenabreden, Ergänzungen und Änderungen) haben in 
jedem Fall Vorrang vor diesen AVB. Für den Inhalt derartiger Vereinba-
rungen ist, vorbehaltlich des Gegenbeweises, ein schriftlicher Vertrag 
bzw. unsere schriftliche Bestätigung maßgebend. 

(5) Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen des Mieters in Bezug 
auf den Vertrag (z.B. Fristsetzung, Mängelanzeige, Rücktritt oder 
Minderung), sind schriftlich, d.h. in Schrift- oder Textform (z.B. Brief, E-
Mail, Telefax) abzugeben. Gesetzliche Formvorschriften und weitere 
Nachweise insbesondere bei Zweifeln über die Legitimation des Erklä-
renden bleiben unberührt. 

(6) Hinweise auf die Geltung gesetzlicher Vorschriften haben nur 
klarstellende Bedeutung. Auch ohne eine derartige Klarstellung gelten 
daher die gesetzlichen Vorschriften, soweit sie in diesen AVB nicht 
unmittelbar abgeändert oder ausdrücklich ausgeschlossen werden. 

§ 2 Vertragsschluss 

(1) Unsere Angebote sind freibleibend und unverbindlich. Dies gilt auch, 
wenn wir dem Mieter Kataloge, technische Dokumentationen (z.B. 
Zeichnungen, Pläne, Berechnungen, Kalkulationen, Verweisungen auf 
DIN-Normen), sonstige Produktbeschreibungen oder Unterlagen – auch 
in elektronischer Form – überlassen haben, an denen wir uns Eigen-
tums- und Urheberrechte vorbehalten. 

(2) Die Anfrage durch den Mieter gilt als verbindliches Vertragsangebot. 
Sofern sich aus der Anfrage nichts anderes ergibt, sind wir berechtigt, 
dieses Vertragsangebot innerhalb von 14 Tagen nach seinem Zugang 
bei uns anzunehmen. 

(3) Die Annahme kann entweder schriftlich (z.B. durch Auftragsbestäti-
gung) oder durch Leistung an den Mieter erklärt werden. 

(4) Vom Mieter angebrachte handschriftliche Änderungen auf der 
Auftragsbestätigung werden nur dann Vertragsbestandteil, wenn sie von 
uns bestätigt werden. 

(5) Wir sind nicht verpflichtet, dem Mieter exakt die im Mietvertrag 
vereinbarte Anlage zur Verfügung zu stellen. Vielmehr können wir bei 
Mietbeginn oder im Verlauf der Mietdauer eine andere gleichwerte 

Anlage mit demselben Einsatzbereich, mit demselben Energieträger und 
derselben Leistung zur Verfügung stellen, soweit diese die vom Mieter 
beabsichtigte Verwendung nicht beeinträchtigt. 

§ 3 Leistungsfrist und Leistungsverzug 

(1) Die Leistungsfrist wird individuell vereinbart bzw. von uns bei An-
nahme der Anfrage angegeben.  

(2) Sofern wir verbindliche Leistungsfristen aus Gründen, die wir nicht zu 
vertreten haben, nicht einhalten können (Nichtverfügbarkeit der Leis-
tung), werden wir den Mieter hierüber unverzüglich informieren und 
gleichzeitig die voraussichtliche, neue Leistungsfrist mitteilen. Ist die 
Leistung auch innerhalb der neuen Leistungsfrist nicht verfügbar, sind 
wir berechtigt, ganz oder teilweise vom Vertrag zurückzutreten; eine 
bereits erbrachte Gegenleistung des Mieters werden wir unverzüglich 
erstatten.  

(3) Die Rechte des Mieters gem. § 12 dieser AVB und unsere gesetzli-
chen Rechte, insbesondere bei einem Ausschluss der Leistungspflicht 
(z.B. aufgrund Unmöglichkeit oder Unzumutbarkeit der Leistung 
und/oder Nacherfüllung) oder bei Annahmeverzug des Mieters, bleiben 
unberührt. Wir sind insbesondere berechtigt, dem Mieter bei Annahme-
verzug z.B. Wartezeiten und erhöhte Speditionskosten in Rechnung zu 
stellen. 

§ 4 Leistung 

(1) Wir überlassen dem Mieter die Mietsache während der Mietvertrags-
dauer zum entgeltlichen Gebrauch. Die Mietsache verbleibt ihn unserem 
Eigentum. 

(2) Wir übergeben die Mietsache in zum Gebrauch tauglichem Zustand 
an den Mieter. Anlässlich der Übergabe wird ein Protokoll über die 
bestehenden Mängel erstellt. Soweit solche Mängel nicht protokolliert 
wurden, wird vermutet, dass sie während der Mietdauer entstanden 
sind. 

(3) Soweit im Mietvertrag vereinbart, liefern wir die Mietsache an den 
gemäß Mietvertrag vorgesehenen Einsatzort und holen die Mietsache 
nach Mietende dort wieder ab. 

(4) Soweit im Mietvertrag vereinbart, nehmen wir die Mietsache für den 
Mieter am Einsatzort in Betrieb. Zur Inbetriebnahme gehören in der 
Regel folgende Leistungen: 

a. Montage aller Komponenten der Mietsache (wie z.B. ein Kamin); 
b. Ebenerdige Verlegung der Schlauchleitungen; 
c. Inbetriebnahme und Einweisung der Mietsache. 

§ 5 Dauer und Beendigung des Mietvertrages 

(1) Die Mietsache wird dem Mieter ab dem im Mietvertrag ver-
merkten Mietbeginn vermietet. Das Mietverhältnis und da-
mit die Mietzinspflicht beginnen auch dann an diesem Ter-
min, wenn die Mietsache vom Mieter später entgegenge-
nommen wird. 

(2) Der unbefristete Mietvertrag kann wie folgt gekündigt werden: 

a. Vom Mieter und uns nach Ablauf der im Vertrag festgehaltenen 
Mindestmietdauer jederzeit mit einer Frist von 3 Werktagen auf einen 
beliebigen Werktag hin. Eine Rückgabe der Mietsache durch den Mieter 
vor Ablauf der vereinbarten Mindestmietdauer ist nur mit unserer vorhe-
rigen schriftlichen Zustimmung möglich; der Mieter bleibt in diesem Fall 
jedoch in der Regel verpflichtet, den Mietzins für die im Vertrag festge-
haltene Mindestmietdauer zu bezahlen. 
b. Von uns nach § 11 Ziff. 7 bei einem Zahlungsverzug des Mieters. 

(3) Wir können mit dem Mieter auch befristete Mietverträge vereinbaren. 

(4) Sollte ein Mieter zahlungsunfähig werden, wurde über ihn das 
Insolvenzverfahren eröffnet oder ist er handlungsunfähig geworden, so 
können wir den Mietvertrag unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von 
drei Tagen auf einen beliebigen Werktag hin kündigen und die Mietsa-
che abholen. 
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(5) Jede Kündigung bedarf der Schriftform. 

 
§ 6 Pflichten des Mieters vor Mietbeginn 

(1) Falls für das Aufstellen und den Betrieb der Mietsache behördliche 
Genehmigungen oder Abnahmeformalitäten nötig sind, müssen diese 
vor Inbetriebnahme der Mietsache durch den Mieter bei der zuständigen 
Stelle rechtzeitig eingeholt werden. Vorbehalten bleibt eine abweichen-
de Vereinbarung im Mietvertrag. 

(2) Der Mieter hat sicherzustellen, dass die Mietsache auf einem ebe-
nen, befahrbaren und befestigten Untergrund gestellt werden kann. Die 
Anfahrtswege müssen ebenfalls so beschaffen sein, dass diese mit 
Fahrzeugen befahren werden können, welche die Mietsache anliefern. 

(3) Der Mieter ist verpflichtet, bis zum Mietbeginn weitere Vorausset-
zungen für die Lieferung und den Betrieb der Mietsache zu erfüllen, 
soweit solche im Mietvertrag geregelt werden. 

§ 7 Pflichten des Mieters während der Mietdauer 

(1) Der Mieter verpflichtet sich, die Mietsache in sorgfältiger Art und 
Weise zu gebrauchen, alle Obliegenheiten, die mit dem Besitz, dem 
Gebrauch und dem Erhalt der Mietsache verbunden sind, zu beachten 
und allfällige Nutzungseinschränkungen sowie unsere Pflege-und 
Gebrauchsempfehlungen zu befolgen. 

(2) Der Mieter hat jederzeit zu gewährleisten, dass die Mietsache gegen 
Diebstahl, Beschädigung und Zerstörung gesichert ist und dass die 
Anlage stets verschlossen gehalten wird und Unbefugte keinen Zutritt 
haben. Außerdem muss die Mietsache so gesichert sein, dass ein 
Wegrollen oder Verschieben nicht möglich ist. 

(3) Die Mietsache ist frostsicher aufzubewahren bzw. aufzustellen. 

(4) Der Mieter ist für die Verkehrssicherung (z.B. Sicherung der Baustel-
le) alleine verantwortlich, insbesondere auf öffentlichem Grund. 

(5) Der Anschluss der Mietsache an die Versorgungssysteme (z.B. 
Strom, Wärme, Wasser oder Brennstoff) ist vom Mieter auf eigene 
Kosten und auf eigenes Risiko vorzunehmen. Zudem ist der Mieter 
verpflichtet, die Mietsache hydraulisch korrekt einzubinden. Der Mieter 
hat auch alle zum Betrieb der Anlage erforderlichen Energieträger inkl. 
Betriebsmittel bereitzustellen. 

(6) Der Mieter ist für den fachmännischen Betrieb der Anlage, die 
Aufsicht über den Betrieb und für die Erstintervention verantwortlich. Bei 
Störungen gilt § 12 unten. 

(7) Es ist dem Mieter untersagt, die Mietsache oder Teile derselben 
ohne unsere vorherige schriftliche Zustimmung für andere Gebäude zu 
verwenden oder an einen anderen Ort, als vertraglich vereinbart, zu 
verbringen. Auch ist dem Mieter nicht gestattet, die Mietsache ohne 
unsere vorherige schriftliche Zu-stimmung an Dritte unterzuvermieten.  

(8) Der Mieter räumt uns ein jederzeitiges Zugangs-und Zutrittsrecht zur 
Anlage ein. Wir sind jederzeit berechtigt, die Anlage beim Mieter zu 
besichtigen, zu untersuchen oder durch einen Beauftragten besichtigen 
und untersuchen zu lassen. Wir sind zudem berechtigt, mittels Fern-
überwachung den Zustand der Anlage jederzeit zu überwachen. 

(9) Der Mieter hat die Mietsache von allen Belastungen, Inanspruch-
nahmen und Pfandrechten Dritter frei zu halten. Er ist verpflichtet, uns 
unter Überlassung aller notwendigen Unterlagen unverzüglich zu 
benachrichtigen, wenn während der Laufzeit des Mietvertrages die 
Mietsache dennoch gepfändet oder in irgendeiner anderen Weise durch 
Dritten in Anspruch genommen wird oder in sonstiger Weise verlustig 
geht. Der Mieter trägt alle Kosten, die zur Aufhebung derartiger Eingriffe 
Dritter erforderlich sind. 

 

 

 

§ 8 Pflichten des Mieters bei Mietende 

(1) Der Mieter muss bei Vertragsende die Mietsache in dem Zustand 
zurückgeben, der sich aus dem vertragsgemäßen Gebrauch ergibt. 

(2) Die Mietsache ist vom Mieter nach Ablauf der Mietzeit und vor 
Abholung durch uns vom Leitungsnetz und allen Versorgungsleitungen 
zu trennen und vollständig von Wasser, Brennstoffen und anderen 
Energieträgern und Betriebsmitteln zu entleeren. Zudem müssen 
sämtliche Schläuche aufgerollt sein. Tankanlagen müssen vom Mieter 
zum Mietsende auf eigene Kosten gemäß den gesetzlichen Vorschriften 
geleert und gereinigt werden. Restmengen von Öl etc. sind gemäß den 
gesetzlichen Vorschriften zu entsorgen. 

(3) Weitere Bereitstellungsarbeiten, die der Mieter vor der Rückgabe der 
Mietsache vornehmen muss, können im Mietvertrag vereinbart werden. 

§ 9 Haftung des Mieters 

(1) Für Schäden unsererseits oder von Dritten, die auf eine unsachge-
mäße und vertragswidrige Handhabung durch den Mieter zurückzufüh-
ren sind – insbesondere Frostschäden und Schäden aufgrund einer 
unvollständigen Entleerung der Anlage – haftet der Mieter.  

Der Mieter haftet zudem vollumfänglich für das durch den Betrieb der 
Anlage bedingte Entstehen schädlicher Bodenveränderungen und 
anderer Umweltschäden, soweit diese nicht durch höhere Gewalt oder 
durch einen von uns zu vertretenden Mangel der Anlage verursacht 
worden sind. Er stellt uns vollumfänglich im Fall einer Haftung wegen 
derartiger Schäden aufgrund privatrechtlicher oder öffentlich-rechtlicher 
Grundlage frei, soweit die Schäden nicht durch einen von uns zu vertre-
tenden Mangel der Anlage verursacht worden sind. 

(2) Für die übrigen Schäden haftet der Mieter ab Entgegennahme der 
Mietsache. Hat der Mieter für einen Totalschaden oder einen sonstigen 
Untergang der Mietsache einzustehen, so hat er unter anderem den 
Wiederbeschaffungswert der Mietsache zu ersetzen. 

§ 10 Preise 

(1) Die Preise für die Vermietung (nachfolgend "Mietzins" genannt) 
setzen sich aus folgenden Komponenten zusammen: 

a. Mietzins (Tagessatz, Wochenpauschale oder Monatspauschale); 
b. Preis für die Anmietung der Schlauchverbindungen; 
c. Preis für An- und Abtransport, Inbetriebnahme, Einweisung vor Ort, 
etc. 

(2) Sofern im Einzelfall nichts anderes vereinbart ist, gelten unsere 
jeweils zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses aktuellen Preise, und zwar 
ab Lager, zzgl. gesetzlicher Umsatzsteuer. 

(3) Hat der Mieter den Abschluss einer Maschinenkasko- und Haft-
pflichtversicherung verlangt, so sind die entsprechenden Prämien vom 
Mieter zusätzlich zu tragen. Die Prämien werden auf der Rechnung 
separat ausgewiesen. 

§ 11 Zahlungsbedingungen 

(1) Die Mietzinsen sind jeweils im Voraus zur Zahlung geschuldet. Wir 
stellen jeweils eine entsprechende Rechnung. 

(2) Die Preise nach § 10 Abs. 1 lit. b und c werden mit der Rechnung 
über den ersten Mietzins in Rechnung gestellt. 

(3) Zum Ende der Mietzeit erstellen wir eine Schlussrechnung, welche 
die anteilsmäßige Miete für die letzten Miet-Tage umfasst. 

(4) Unsere Rechnungen sind – wenn nichts anderes vereinbart wurde – 
jeweils innerhalb von 8 Tagen ab Rechnungsdatum zur Zahlung fällig.  

(5) Mit Ablauf vorstehender Zahlungsfristen kommt der Mieter in Verzug. 
Der Mietzins ist während des Verzugs zum jeweils geltenden gesetzli-
chen Verzugszinssatz zu verzinsen. Wir behalten uns die Geltendma-
chung eines weitergehenden Verzugsschadens vor. Gegenüber Kauf-
leuten bleibt unser Anspruch auf den kaufmännischen Fälligkeitszins (§ 
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353 HGB) unberührt. 

(6) Dem Mieter stehen Aufrechnungs- oder Zurückbehaltungsrechte nur 
insoweit zu, als sein Anspruch rechtskräftig festgestellt oder unbestritten 
ist. Bei Mängeln der Leistung bleiben die Gegenrechte des Mieters 
unberührt. 

(7) Ist der Mieter mit einem Mietzins 10 Tage in Verzug, sind wir berech-
tigt, den Mietvertrag unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von drei 
Tagen auf einen beliebigen Werktag hin zu kündigen. 

§ 12 Gewährleistung 

(1) Die gemietete Anlage untersteht der Aufsichtspflicht des Mieters. Bei 
Mängeln oder Störungen (nachfolgend zusammen als "Mängel“ be-
zeichnet) ist der Mieter für die erste Intervention zuständig ("Erstinter-
vention"). Er hat im Rahmen seiner Möglichkeiten für die Beseitigung 
der Mängel und zur Verhinderung von daraus folgenden Schäden zu 
sorgen. Insbesondere hat er die Anlage außer Betrieb zu nehmen, wenn 
dies zur Verhinderung von weiteren Schäden erforderlich ist.  

(2) Der Mieter hat uns auftretende Mängel sofort nach Entdeckung 
mitzuteilen. Sofern der Mieter uns einen Mangel nicht meldet, wird er für 
den daraus entstehenden Schaden haftbar. 

(3) Wir betreiben einen technischen Support, der bei Mängeln telefo-
nisch erreichbar ist. Der Support kann Anweisungen für die Erstinterven-
tion erteilen oder Mängelrügen entgegennehmen. 

(4) Dem Mieter ist es nicht gestattet, ohne unsere Zustimmung Repara-
turen an der Anlage vorzunehmen. Vorbehalten bleibt Ziff. 7 unten. 

(5) Liegt ein Mangel vor und wird dies vom Mieter gemeldet, sind wir 
berechtigt und verpflichtet, den Mangel innerhalb angemessener Frist zu 
beseitigen. Die Beseitigung kann auch durch Lieferung einer Ersatzan-
lage erfolgen. Wir sind berechtigt, die notwendige Zeit in Anspruch zu 
nehmen, um Feststellungen über das Bestehen und das Ausmaß des 
Mangels zu treffen, sowie die notwendigen Beseitigungsarbeiten oder 
Ersatzlieferungen vorzunehmen. 

(6) Gelingt die Beseitigung des Mangels nicht, können wir nach eigener 
Wahl: 

a. Den Mietzins verhältnismäßig herabsetzen; 
b. Entstandene Kosten des Mieters übernehmen. 

(7) Der Mieter kann den Mangel auf unsere Kosten selber oder durch 
einen Dritten beseitigen lassen (Ersatzvornahme), wenn  

a. der Mangel erheblich ist und 
b. der Mangel einen erheblichen Schaden verursacht, der nur durch 
rasche Intervention verhindert werden kann und  
c. wir der Ersatzvornahme zugestimmt haben oder 
d. wir den Mangel auch nach zweimaliger Setzung einer angemessenen 
Frist nicht beseitigt haben.  

(8) Die Gewährleistung und damit auch jegliche Haftung wird für folgen-
de Mängel und Schäden ausgeschlossen: 

a. Mängel und Schäden, die entstanden sind durch falsche Bedienung 
der Mietsache, durch unsachgemäße Verwendung, Montage oder 
Inbetriebsetzung, durch fehlerhafte oder nachlässige Behandlung, durch 
Verwendung ungeeignete Betriebsmittel, durch falsche Einstellungen, 
durch nicht geeignete Energieträger, durch chemische oder elektroche-
mische und elektrische Einflüsse, durch Nichtbeachtung der Montage-, 
Betriebs-und Wartungsanleitungen, durch Einwirkungen von Teilen 
fremder Herkunft sowie durch unsachgemäße Änderungen oder In-
standsetzungsarbeiten durch den Mieter oder Dritte; 
b. Mängel, Schäden und Ausfälle, die durch Luftverunreinigungen, wie 
starken Staubanfall oder aggressiven Dämpfen, durch Sauerstoffkorro-
sion, durch Aufstellen der Mietsache an ungeeigneten Standorten oder 
durch Weiterbenutzung der Mietsache trotz Auftreten eines Mangels 
entstanden sind; 
c. Mängel und Schäden im Falle unvorhergesehener, von uns nicht zu 
vertretende Leistungshindernissen. 

(9) Die Gewährleistungsrechte des Mieters sind ausgeschlossen, 
solange der Mieter mit seinen Zahlungspflichten in Verzug ist. 

(10) Der Mieter hat für das Brauchwarmwasser und das Umlaufwasser 
zu beachten, dass das aufheizende Wasser Trinkwasserqualität hat, 
dass er für eine entsprechende Überprüfung der Wasserqualität vor 
Inbetriebnahme selbst verantwortlich ist und dass allfälliges Füll- und 
Ergänzungswasser diesen Anforderungen ebenfalls zu entsprechen hat. 
Die maximal zulässige Härte bei Brauchwarmwasser beträgt 5°dH. Bei 
Umlaufwasser hat der Mieter die VDI 2035, Blatt. 1 und Blatt 2 einzuhal-
ten. 

(11) Ansprüche des Mieters auf Schadensersatz bzw. Ersatz vergebli-
cher Aufwendungen bestehen im Übrigen nur nach Maßgabe von Teil C 
§ 1. 

 

Teil B 
Allgemeine Verkaufsbedingungen 

§ 1 Geltungsbereich, Form 

(1) Die vorliegenden Allgemeinen Verkaufsbedingungen (AVB) gelten 
für alle unsere Geschäftsbeziehungen mit unseren Kunden („Käufer“). 
Die AVB gelten nur, wenn der Käufer Unternehmer (§ 14 BGB), eine 
juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches 
Sondervermögen ist. 

(2) Die AVB gelten insbesondere für Verträge über den Verkauf 
und/oder die Lieferung beweglicher Sachen („Ware“), ohne Rücksicht 
darauf, ob wir die Ware selbst herstellen oder bei Zulieferern einkaufen 
(§§ 433, 650 BGB). Sofern nichts anderes vereinbart, gelten die AVB in 
der zum Zeitpunkt der Bestellung des Käufers gültigen bzw. jedenfalls in 
der ihm zuletzt in Textform mitgeteilten Fassung als Rahmenvereinba-
rung auch für gleichartige künftige Verträge, ohne dass wir in jedem 
Einzelfall wieder auf sie hinweisen müssten. 

(3) Unsere AVB gelten ausschließlich. Abweichende, entgegenstehende 
oder ergänzende Allgemeine Geschäftsbedingungen des Käufers 
werden nur dann und insoweit Vertragsbestandteil, als wir ihrer Geltung 
ausdrücklich zugestimmt haben. Dieses Zustimmungserfordernis gilt in 
jedem Fall, beispielsweise auch dann, wenn wir in Kenntnis der AGB 
des Käufers die Lieferung an ihn vorbehaltlos ausführen. 

(4) Im Einzelfall getroffene, individuelle Vereinbarungen mit dem Käufer 
(einschließlich Nebenabreden, Ergänzungen und Änderungen) haben in 
jedem Fall Vorrang vor diesen AVB. Für den Inhalt derartiger Vereinba-
rungen ist, vorbehaltlich des Gegenbeweises, ein schriftlicher Vertrag 
bzw. unsere schriftliche Bestätigung maßgebend. 

(5) Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen des Käufers in Bezug 
auf den Vertrag (z.B. Fristsetzung, Mängelanzeige, Rücktritt oder 
Minderung), sind schriftlich, d.h. in Schrift- oder Textform (z.B. Brief, E-
Mail, Telefax) abzugeben. Gesetzliche Formvorschriften und weitere 
Nachweise insbesondere bei Zweifeln über die Legitimation des Erklä-
renden bleiben unberührt. 

(6) Hinweise auf die Geltung gesetzlicher Vorschriften haben nur 
klarstellende Bedeutung. Auch ohne eine derartige Klarstellung gelten 
daher die gesetzlichen Vorschriften, soweit sie in diesen AVB nicht 
unmittelbar abgeändert oder ausdrücklich ausgeschlossen werden. 

§ 2 Vertragsschluss 

(1) Unsere Angebote sind freibleibend und unverbindlich. Dies gilt auch, 
wenn wir dem Käufer Kataloge, technische Dokumentationen (z.B. 
Zeichnungen, Pläne, Berechnungen, Kalkulationen, Verweisungen auf 
DIN-Normen), sonstige Produktbeschreibungen oder Unterlagen – auch 
in elektronischer Form – überlassen haben, an denen wir uns Eigen-
tums- und Urheberrechte vorbehalten. 

(2) Die Bestellung der Ware durch den Käufer gilt als verbindliches 
Vertragsangebot. Sofern sich aus der Bestellung nichts anderes ergibt, 
sind wir berechtigt, dieses Vertragsangebot innerhalb von 14 Tagen 
nach seinem Zugang bei uns anzunehmen. 

(3) Die Annahme kann entweder schriftlich (z.B. durch Auftragsbestäti-
gung) oder durch Auslieferung der Ware an den Käufer erklärt werden. 
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§ 3 Lieferfrist und Lieferverzug 

(1) Die Lieferfrist wird individuell vereinbart bzw. von uns bei Annahme 
der Bestellung angegeben. 

(2) Sofern wir verbindliche Lieferfristen aus Gründen, die wir nicht zu 
vertreten haben, nicht einhalten können (Nichtverfügbarkeit der Leis-
tung), werden wir den Käufer hierüber unverzüglich informieren und 
gleichzeitig die voraussichtliche, neue Lieferfrist mitteilen. Ist die Leis-
tung auch innerhalb der neuen Lieferfrist nicht verfügbar, sind wir 
berechtigt, ganz oder teilweise vom Vertrag zurückzutreten; eine bereits 
erbrachte Gegenleistung des Käufers werden wir unverzüglich erstatten. 
Als Fall der Nichtverfügbarkeit der Leistung in diesem Sinne gilt insbe-
sondere die nicht rechtzeitige Selbstbelieferung durch unseren Zuliefe-
rer, wenn wir ein kongruentes Deckungsgeschäft abgeschlossen haben, 
weder uns noch unseren Zulieferer ein Verschulden trifft oder wir im 
Einzelfall zur Beschaffung nicht verpflichtet sind. 

(3) Die Rechte des Käufers gem. Teil C § 1 dieser AVB und unsere 
gesetzlichen Rechte, insbesondere bei einem Ausschluss der Leis-
tungspflicht (z.B. aufgrund Unmöglichkeit oder Unzumutbarkeit der 
Leistung und/oder Nacherfüllung), bleiben unberührt. 

§ 4 Lieferung, Gefahrübergang, Abnahme, Annahmeverzug 

(1) Die Lieferung erfolgt ab Lager, wo auch der Erfüllungsort für die 
Lieferung und eine etwaige Nacherfüllung ist. Auf Verlangen und Kosten 
des Käufers wird die Ware an einen anderen Bestimmungsort versandt 
(Versendungskauf). Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, sind wir 
berechtigt, die Art der Versendung (insbesondere Transportunterneh-
men, Versandweg, Verpackung) selbst zu bestimmen. 

(2) Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlech-
terung der Ware geht spätestens mit der Übergabe auf den Käufer über. 
Beim Versendungskauf geht jedoch die Gefahr des zufälligen Unter-
gangs und der zufälligen Verschlechterung der Ware sowie die Verzöge-
rungsgefahr bereits mit Auslieferung der Ware an den Spediteur, den 
Frachtführer oder der sonst zur Ausführung der Versendung bestimmten 
Person oder Anstalt über. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, ist diese 
für den Gefahrübergang maßgebend. Auch im Übrigen gelten für eine 
vereinbarte Abnahme die gesetzlichen Vorschriften des Werkvertrags-
rechts entsprechend. Der Übergabe bzw. Abnahme steht es gleich, 
wenn der Käufer im Verzug der Annahme ist. 

(3) Kommt der Käufer in Annahmeverzug, unterlässt er eine Mitwir-
kungshandlung oder verzögert sich unsere Lieferung aus anderen, vom 
Käufer zu vertretenden Gründen, so sind wir berechtigt, Ersatz des 
hieraus entstehenden Schadens einschließlich Mehraufwendungen (z.B. 
Lagerkosten) zu verlangen. Hierfür berechnen wir eine pauschale 
Entschädigung i.H.v. 5 % des Preises pro Kalendertag, beginnend mit 
der Lieferfrist bzw. – mangels einer Lieferfrist – mit der Mitteilung der 
Versandbereitschaft der Ware. 

Der Nachweis eines höheren Schadens und unsere gesetzlichen 
Ansprüche (insbesondere Ersatz von Mehraufwendungen, angemesse-
ne Entschädigung, Kündigung) bleiben unberührt; die Pauschale ist aber 
auf weitergehende Geldansprüche anzurechnen. Dem Käufer bleibt der 
Nachweis gestattet, dass uns überhaupt kein oder nur ein wesentlich 
geringerer Schaden als vorstehende Pauschale entstanden ist. 

§ 5 Preise und Zahlungsbedingungen 

(1) Sofern im Einzelfall nichts anderes vereinbart ist, gelten unsere 
jeweils zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses aktuellen Preise, und zwar 
ab Lager, zzgl. gesetzlicher Umsatzsteuer. 

(2) Beim Versendungskauf (§ 4 Abs. 1) trägt der Käufer die Transport-
kosten ab Lager und die Kosten einer ggf. vom Käufer gewünschten 
Transportversicherung. Etwaige Zölle, Gebühren, Steuern und sonstige 
öffentliche Abgaben trägt der Käufer. 

(3) Der Kaufpreis ist fällig und zu zahlen innerhalb von 8 Tagen ab 
Rechnungsstellung und Lieferung bzw. Abnahme der Ware, sofern im 
Kaufvertrag nichts anderes vereinbart worden ist. : 

Wir sind jedoch, auch im Rahmen einer laufenden Geschäftsbeziehung, 
jederzeit berechtigt, eine Lieferung ganz oder teilweise nur gegen 
Vorkasse durchzuführen. Einen entsprechenden Vorbehalt erklären wir 
spätestens mit der Auftragsbestätigung.  

Ein Skontoabzug ist ausschließlich nach einer schriftlichen Vereinba-
rung zulässig. 

(4) Mit Ablauf vorstehender Zahlungsfristen kommt der Käufer in Ver-
zug. Der Kaufpreis ist während des Verzugs zum jeweils geltenden 
gesetzlichen Verzugszinssatz zu verzinsen. Wir behalten uns die 
Geltendmachung eines weitergehenden Verzugsschadens vor. Gegen-
über Kaufleuten bleibt unser Anspruch auf den kaufmännischen Fällig-
keitszins (§ 353 HGB) unberührt. 

(5) Dem Käufer stehen Aufrechnungs- oder Zurückbehaltungsrechte nur 
insoweit zu, als sein Anspruch rechtskräftig festgestellt oder unbestritten 
ist. Bei Mängeln der Lieferung bleiben die Gegenrechte des Käufers 
insbesondere gem. § 7 Abs. 6 Satz 2 dieser AVB unberührt. 

(6) Wird nach Abschluss des Vertrags erkennbar (z.B. durch Antrag auf 
Eröffnung eines Insolvenzverfahrens), dass unser Anspruch auf den 
Kaufpreis durch mangelnde Leistungsfähigkeit des Käufers gefährdet 
wird oder zahlt der Käufer den Kaufpreis nicht fristgemäß, so sind wir 
nach den gesetzlichen Vorschriften zur Leistungsverweigerung und – 
gegebenenfalls nach Fristsetzung – zum Rücktritt vom Vertrag berech-
tigt (§ 321 BGB). Die damit verbundenen Risiken, z.B. den Eintritt von 
Frostschäden, trägt allein der Käufer. Wir übernehmen diesbezüglich 
keinerlei Haftung. Bei Verträgen über die Herstellung unvertretbarer 
Sachen (Einzelanfertigungen) können wir den Rücktritt sofort erklären; 
die gesetzlichen Regelungen über die Entbehrlichkeit der Fristsetzung 
bleiben unberührt. 

§ 6 Eigentumsvorbehalt 

(1) Bis zur vollständigen Bezahlung aller unserer gegenwärtigen und 
künftigen Forderungen aus dem Kaufvertrag und einer laufenden 
Geschäftsbeziehung (gesicherte Forderungen) behalten wir uns das 
Eigentum an den verkauften Waren vor. 

(2) Die unter Eigentumsvorbehalt stehenden Waren dürfen vor vollstän-
diger Bezahlung der gesicherten Forderungen weder an Dritte verpfän-
det, noch zur Sicherheit übereignet werden. Der Käufer hat uns unver-
züglich schriftlich zu benachrichtigen, wenn ein Antrag auf Eröffnung 
eines Insolvenzverfahrens gestellt oder soweit Zugriffe Dritter (z.B. 
Pfändungen) auf die uns gehörenden Waren erfolgen. 

(3) Bei vertragswidrigem Verhalten des Käufers, insbesondere bei 
Nichtzahlung des fälligen Kaufpreises, sind wir berechtigt, nach den 
gesetzlichen Vorschriften vom Vertrag zurückzutreten oder/und die 
Ware auf Grund des Eigentumsvorbehalts heraus zu verlangen. Das 
Herausgabeverlangen beinhaltet nicht zugleich die Erklärung des 
Rücktritts; wir sind vielmehr berechtigt, lediglich die Ware heraus zu 
verlangen und uns den Rücktritt vorzubehalten. Zahlt der Käufer den 
fälligen Kaufpreis nicht, dürfen wir diese Rechte nur geltend machen, 
wenn wir dem Käufer zuvor erfolglos eine angemessene Frist zur 
Zahlung gesetzt haben oder eine derartige Fristsetzung nach den 
gesetzlichen Vorschriften entbehrlich ist. 

(4) Der Käufer ist bis auf Widerruf gemäß unten (c) befugt, die unter 
Eigentumsvorbehalt stehenden Waren im ordnungsgemäßen Ge-
schäftsgang weiter zu veräußern und/oder zu verarbeiten. In diesem Fall 
gelten ergänzend die nachfolgenden Bestimmungen. 

(a) Der Eigentumsvorbehalt erstreckt sich auf die durch Verarbeitung, 
Vermischung oder Verbindung unserer Waren entstehenden Erzeugnis-
se zu deren vollem Wert, wobei wir als Hersteller gelten. Bleibt bei einer 
Verarbeitung, Vermischung oder Verbindung mit Waren Dritter deren 
Eigentumsrecht bestehen, so erwerben wir Miteigentum im Verhältnis 
der Rechnungswerte der verarbeiteten, vermischten oder verbundenen 
Waren. Im Übrigen gilt für das entstehende Erzeugnis das Gleiche wie 
für die unter Eigentumsvorbehalt gelieferte Ware. 

(b) Die aus dem Weiterverkauf der Ware oder des Erzeugnisses entste-
henden Forderungen gegen Dritte tritt der Käufer schon jetzt insgesamt 
bzw. in Höhe unseres etwaigen Miteigentumsanteils gemäß vorstehen-
dem Absatz zur Sicherheit an uns ab. Wir nehmen die Abtretung an. Die 
in Abs. 2 genannten Pflichten des Käufers gelten auch in Ansehung der 
abgetretenen Forderungen. 

(c) Zur Einziehung der Forderung bleibt der Käufer neben uns ermäch-
tigt. Wir verpflichten uns, die Forderung nicht einzuziehen, solange der 
Käufer seinen Zahlungsverpflichtungen uns gegenüber nachkommt, kein 
Mangel seiner Leistungsfähigkeit vorliegt und wir den Eigentumsvorbe-
halt nicht durch Ausübung eines Rechts gem. Abs. 3 geltend machen. 
Ist dies aber der Fall, so können wir verlangen, dass der Käufer uns die 
abgetretenen Forderungen und deren Schuldner bekannt gibt, alle zum 
Einzug erforderlichen Angaben macht, die dazugehörigen Unterlagen 
aushändigt und den Schuldnern (Dritten) die Abtretung mitteilt. Außer-
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dem sind wir in diesem Fall berechtigt, die Befugnis des Käufers zur 
weiteren Veräußerung und Verarbeitung der unter Eigentumsvorbehalt 
stehenden Waren zu widerrufen. 

(d) Übersteigt der realisierbare Wert der Sicherheiten unsere Forderun-
gen um mehr als 10%, werden wir auf Verlangen des Käufers Sicherhei-
ten nach unserer Wahl freigeben. 

§ 7 Mängelansprüche des Käufers 

(1) Für die Rechte des Käufers bei Sach- und Rechtsmängeln (ein-
schließlich Falsch- und Minderlieferung sowie unsachgemäßer Montage 
oder mangelhafter Montageanleitung) gelten die gesetzlichen Vorschrif-
ten, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. In allen Fällen 
unberührt bleiben die gesetzlichen Sondervorschriften bei Endlieferung 
der unverarbeiteten Ware an einen Verbraucher, auch wenn dieser sie 
weiterverarbeitet hat (Lieferantenregress gem. §§ 478 BGB). Ansprüche 
aus Lieferantenregress sind ausgeschlossen, wenn die mangelhafte 
Ware durch den Käufer oder einen anderen Unternehmer, z.B. durch 
Einbau in ein anderes Produkt, weiterverarbeitet wurde. 

(2) Grundlage unserer Mängelhaftung ist vor allem die über die Beschaf-
fenheit der Ware getroffene Vereinbarung. Als Vereinbarung über die 
Beschaffenheit der Ware gelten alle Produktbeschreibungen und 
Herstellerangaben, die Gegenstand des einzelnen Vertrages sind oder 
von uns (insbesondere in Katalogen oder auf unserer Internet-
Homepage) zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses öffentlich bekannt 
gemacht waren. 

(3) Soweit die Beschaffenheit nicht vereinbart wurde, ist nach der 
gesetzlichen Regelung zu beurteilen, ob ein Mangel vorliegt oder nicht 
(§ 434 Abs. 1 S. 2 und 3 BGB). Für öffentliche Äußerungen des Herstel-
lers oder sonstiger Dritter (z.B. Werbeaussagen), auf die uns der Käufer 
nicht als für ihn kaufentscheidend hingewiesen hat, übernehmen wir 
jedoch keine Haftung. 

(4) Die Mängelansprüche des Käufers setzen voraus, dass er seinen 
gesetzlichen Untersuchungs- und Rügepflichten (§§ 377, 381 HGB) 
nachgekommen ist. Zeigt sich bei der Lieferung, der Untersuchung oder 
zu irgendeinem späteren Zeitpunkt ein Mangel, so ist uns hiervon 
unverzüglich schriftlich Anzeige zu machen. In jedem Fall sind offen-
sichtliche Mängel innerhalb von 3 Arbeitstagen ab Lieferung und bei der 
Untersuchung nicht erkennbare Mängel innerhalb der gleichen Frist ab 
Entdeckung schriftlich anzuzeigen. Versäumt der Käufer die ordnungs-
gemäße Untersuchung und/oder Mängelanzeige, ist unsere Haftung für 
den nicht bzw. nicht rechtzeitig oder nicht ordnungsgemäß angezeigten 
Mangel nach den gesetzlichen Vorschriften ausgeschlossen. 

(5) Ist die gelieferte Sache mangelhaft, können wir zunächst wählen, ob 
wir Nacherfüllung durch Beseitigung des Mangels (Nachbesserung) 
oder durch Lieferung einer mangelfreien Sache (Ersatzlieferung) leisten. 
Unser Recht, die Nacherfüllung unter den gesetzlichen Voraussetzun-
gen zu verweigern, bleibt unberührt. 

(6) Wir sind berechtigt, die geschuldete Nacherfüllung davon abhängig 
zu machen, dass der Käufer den fälligen Kaufpreis bezahlt. Der Käufer 
ist jedoch berechtigt, einen im Verhältnis zum Mangel angemessenen 
Teil des Kaufpreises zurückzubehalten. 

(7) Der Käufer hat uns die zur geschuldeten Nacherfüllung erforderliche 
Zeit und Gelegenheit zu geben, insbesondere die beanstandete Ware 
zu Prüfungszwecken zu übergeben. Im Falle der Ersatzlieferung hat uns 
der Käufer die mangelhafte Sache nach den gesetzlichen Vorschriften 
zurückzugeben. Die Nacherfüllung beinhaltet weder den Ausbau der 
mangelhaften Sache noch den erneuten Einbau, wenn wir ursprünglich 
nicht zum Einbau verpflichtet waren. 

(8) Die zum Zweck der Prüfung und Nacherfüllung erforderlichen 
Aufwendungen, insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und Material-
kosten sowie ggf. Ausbau- und Einbaukosten tragen bzw. erstatten wir 
nach Maßgabe der gesetzlichen Regelung, wenn tatsächlich ein Mangel 
vorliegt. Andernfalls können wir vom Käufer die aus dem unberechtigten 
Mangelbeseitigungsverlangen entstandenen Kosten (insbesondere Prüf- 
und Transportkosten) ersetzt verlangen, es sei denn, die fehlende 
Mangelhaftigkeit war für den Käufer nicht erkennbar. 

(9) In dringenden Fällen, z.B. bei Gefährdung der Betriebssicherheit 
oder zur Abwehr unverhältnismäßiger Schäden, hat der Käufer das 
Recht, den Mangel selbst zu beseitigen und von uns Ersatz der hierzu 
objektiv erforderlichen Aufwendungen zu verlangen. Von einer derarti-
gen Selbstvornahme sind wir unverzüglich, nach Möglichkeit vorher, zu 
benachrichtigen. Das Selbstvornahmerecht besteht nicht, wenn wir 

berechtigt wären, eine entsprechende Nacherfüllung nach den gesetzli-
chen Vorschriften zu verweigern. 

(10) Wenn die Nacherfüllung fehlgeschlagen ist oder eine für die Nach-
erfüllung vom Käufer zu setzende angemessene Frist erfolglos abgelau-
fen oder nach den gesetzlichen Vorschriften entbehrlich ist, kann der 
Käufer vom Kaufvertrag zurücktreten oder den Kaufpreis mindern. Bei 
einem unerheblichen Mangel besteht jedoch kein Rücktrittsrecht. 

(11) Ansprüche des Käufers auf Schadensersatz bzw. Ersatz vergebli-
cher Aufwendungen bestehen im Übrigen nur nach Maßgabe von Teil C 
§ 1. 

(12) Wir übernehmen keine Gewährleistung für Ausfälle der Anlage/n 
und hieraus dem Käufer entstehende Schäden, die verursacht sind 
durch ungeeignete oder unsachgemäße Verwendung, Montage bzw. 
Inbetriebsetzung durch den Käufer oder Dritte, durch fehlerhafte oder 
nachlässige Behandlung, ungeeignete Betriebsmittel, falsche Brenner-
einstellung, nicht geeignete Brennstoffe und chemische oder elektro-
chemische und elektrische Einflüsse, sofern sie nicht auf unser Ver-
schulden zurückzuführen sind, durch Nichtbeachtung der Montage-, 
Betriebs- und Wartungsanleitungen sowie unsachgemäße Änderungen 
oder Instandsetzungsarbeiten durch den Käufer oder Dritte und aus 
Einwirkungen von Teilen fremder Herkunft (z.B. fremde Kesselkreisrege-
lungen). Die Gewährleistung für die Erwärmung des Brauchwassers  
setzt voraus, dass das aufzuheizende Wasser Trinkwasserqualität hat. 
Wir weisen ausdrücklich darauf hin, dass keine Gewährleistungspflicht 
vorliegt, wenn sich Verschleißteile, wie z. B. Brennerdüsen, Brennerein-
sätze für niedrige Emission, Sicherungen, Dichtungen, Brenner-
raumauskleidungen oder feuerberührte Teile der Zünd- oder Überwa-
chungseinrichtungen durch regelgerechten, verbrauchsbedingten 
Verschleiß abnutzen. Ferner umfasst die Haftung keine Ausfälle der 
Anlage/n, die durch Luftverunreinigungen, wie starken Staubanfall oder 
aggressive Dämpfe, durch Sauerstoffkorrosion (z. B. bei Verwendung 
nicht diffusions-dichter Kunststoffrohre in Fußbodenheizungen), durch 
Aufstellung in ungeeigneten Räumen oder durch Weiterbenutzung trotz 
Auftreten eines Mangels entstanden sind. 

§ 8 Verjährung 

(1) Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB beträgt die allgemeine 
Verjährungsfrist für Ansprüche aus Sach- und Rechtsmängeln ein Jahr 
ab Ablieferung. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, beginnt die Verjäh-
rung mit der Abnahme. 

(2) Handelt es sich bei der Ware jedoch um ein Bauwerk oder eine 
Sache, die entsprechend ihrer üblichen Verwendungsweise für ein 
Bauwerk verwendet worden ist und dessen Mangelhaftigkeit verursacht 
hat (Baustoff), beträgt die Verjährungsfrist gemäß der gesetzlichen 
Regelung 5 Jahre ab Ablieferung (§ 438 Abs. 1 Nr. 2 BGB). Unberührt 
bleiben auch weitere gesetzliche Sonderregelungen zur Verjährung 
(insbes. § 438 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 3, §§ 444, 445b BGB). 

(3) Die vorstehenden Verjährungsfristen des Kaufrechts gelten auch für 
vertragliche und außervertragliche Schadensersatzansprüche des 
Käufers, die auf einem Mangel der Ware beruhen, es sei denn die 
Anwendung der regelmäßigen gesetzlichen Verjährung (§§ 195, 199 
BGB) würde im Einzelfall zu einer kürzeren Verjährung führen. Scha-
densersatzansprüche des Käufers gem. § 8 Abs. 2 Satz 1 und Satz 2(a) 
sowie nach dem Produkthaftungsgesetz verjähren jedoch ausschließlich 
nach den gesetzlichen Verjährungsfristen. 

 

Teil C 
Haftung und Höhere Gewalt 

§ 1 Sonstige Haftung 

(1) Soweit sich aus diesen AGB einschließlich der nachfolgenden 
Bestimmungen nichts anderes ergibt, haften wir bei einer Verletzung 
von vertraglichen und außervertraglichen Pflichten nach den gesetzli-
chen Vorschriften. 

(2) Auf Schadensersatz haften wir – gleich aus welchem Rechtsgrund – 
im Rahmen der Verschuldenshaftung bei Vorsatz und grober Fahrläs-
sigkeit. Bei einfacher Fahrlässigkeit haften wir, vorbehaltlich gesetzlicher 
Haftungsbeschränkungen (z.B. Sorgfalt in eigenen Angelegenheiten; 
unerhebliche Pflichtverletzung), nur 
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a) für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der 
Gesundheit, 

b) für Schäden aus der Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht 
(Verpflichtung, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des 
Vertrags überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der Ver-
tragspartner regelmäßig vertraut und vertrauen darf); in diesem Fall ist 
unsere Haftung jedoch auf den Ersatz des vorhersehbaren, typischer-
weise eintretenden Schadens begrenzt. 

(3) Die sich aus Abs. 2 ergebenden Haftungsbeschränkungen gelten 
auch bei Pflichtverletzungen durch bzw. zugunsten von Personen, deren 
Verschulden wir nach gesetzlichen Vorschriften zu vertreten haben. Sie 
gelten nicht, soweit wir einen Mangel arglistig verschwiegen oder eine 
Garantie für die Beschaffenheit der Ware übernommen haben und für 
Ansprüche des Käufers nach dem Produkthaftungsgesetz. 

(4) Wegen einer Pflichtverletzung, die nicht in einem Mangel besteht, 
kann der Käufer nur zurücktreten oder kündigen, wenn wir die Pflichtver-
letzung zu vertreten haben. Ein freies Kündigungsrecht des Käufers 
(insbesondere gem. §§ 650, 648 BGB) wird ausgeschlossen. Im Übrigen 
gelten die gesetzlichen Voraus-setzungen und Rechtsfolgen. 

(5) Im Fall der Vermietung ist unsere Haftung auf die vertragswesentli-
chen Pflichten des Vermieters beschränkt. Diese ist insbesondere die 
Überlassung des Mietobjektes zum vertragsgemäßen Gebrauch. Die 
verschuldensunabhängige Haftung des Vermieters bei anfänglichen 
Mängeln ist ausgeschlossen. Wir haften insoweit nur bei grober Fahr-
lässigkeit oder Vorsatz. 

§ 2 Höhere Gewalt 

Schwerwiegende Ereignisse, wie insbesondere höhere Gewalt, Arbeits-
kämpfe, Unruhen, kriegerische oder terroristische Auseinandersetzun-
gen, Epidemien, Pandemien und sonstige gesundheitlich bedingte 
Notstände, behördliche oder gerichtliche Anordnungen und Fälle nicht 
richtiger oder nicht ordnungsgemäßer Selbstbelieferung trotz dahinge-
henden Deckungsgeschäfts, die unvorsehbare Folgen für die Leistungs-
durchführung nach sich ziehen, befreien die Vertragsparteien für die 
Dauer der Störung und im Umfang ihrer Wirkung von ihren Leistungs-
pflichten, selbst wenn sie sich in Verzug befinden sollten. Eine automati-
sche Vertragsauflösung ist damit nicht verbunden. Die Vertragsparteien 
sind verpflichtet, sich von einem solchen Hindernis zu benachrichtigen 
und ihre Verpflichtungen den veränderten Verhältnissen nach Treu und 
Glauben anzupassen. 

 

Teil D 
Rechtswahl und Gerichtsstand 

§ 1 Rechtswahl 

Für diese AGB und die Vertragsbeziehung zwischen uns und dem 
Mieter bzw. Käufer gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter 
Ausschluss internationalen Einheitsrechts, insbesondere des UN-
Kaufrechts. 

 

§ 2 Gerichtsstand 

Ist der Mieter bzw. Käufer Kaufmann i.S.d. Handelsgesetzbuchs, 
juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches 
Sondervermögen, ist ausschließlicher – auch internationaler Gerichts-
stand für alle sich aus dem Vertragsverhältnis unmittelbar oder mittelbar 
ergebenden Streitigkeiten unser Geschäftssitz in Aach. Entsprechendes 
gilt, wenn der Mieter bzw. Käufer Unternehmer i.S.v. § 14 BGB ist. Wir 
sind jedoch in allen Fällen auch berechtigt, Klage am Erfüllungsort der 
Leistungsverpflichtung gemäß diesen AGB bzw. einer vorrangigen 
Individualabrede oder am allgemeinen Gerichtsstand des Mieter bzw. 
Käufer zu erheben. Vorrangige gesetzliche Vorschriften, insbesondere 
zu ausschließlichen Zuständigkeiten, bleiben unberührt. 

 

 

 

 

 

 

 


